
   
 
 
 

 1. Satzung vom 06.10.2006 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung einmaliger Beiträge für den Ausbau öffentlicher 

Verkehrsanlagen der Stadt Bad Sobernheim 
vom 30.06.2000 

 
 
 
 
 

Die Satzung über die Erhebung einmaliger Beiträge für den Ausbau öffentlicher 
Verkehrsanlagen der Stadt Bad Sobernheim wird wie folgt geändert: 
 

Artikel 1 
 
Die ursprüngliche Regelung in § 4 wird gestrichen. An dessen Stelle tritt folgende neue 
Regelung: 
 
Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise 
nutzbaren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt oder 
eines Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben. 
 
 

Artikel 2 
 
Die ursprüngliche  Regelung in § 6  Abs. 2 und Absatz 3 der Satzung über die Erhebung 
einmaliger Beiträge für den Ausbau öffentlicher Verkehrsanlagen der Stadt Bad Sobernheim 
wird gestrichen. An dessen Stelle tritt folgende neue Regelung: 
 
(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grundstück nur teilweise 
überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB 
zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 3 ist insoweit 
ggf. entsprechend anzuwenden. 

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser 
maßgebend. Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Liegen Grundstücke innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu berücksichtigen: 

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu 
einer Tiefe von 40 m. 

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch 
einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die 
Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe 
von 40 m. 

c) Grundstücke oder Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung 
darstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) 
unberücksichtigt. 

 



 
 
 
d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden 

Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise 
selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer 
Tiefe von 80 m zugrunde gelegt. 

      Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die   
      tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der  
      Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach  
      a) und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der  
      tatsächlichen Nutzung. 
      Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungs- 
      linie tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich 
     die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung.  
 
3.  Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, 
      Festplatz, Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist,  die Fläche des im Geltungsbereich  
      des Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. 
      Bei Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34  
      BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des Grundstücks vervielfacht mit 0,5. 
 
 
(3)  Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt: 
1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 

der Vollgeschosse zugrunde gelegt. 

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern 
nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige 
Baumassenzahl. Ist eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der 
baulichen Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die 
höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als 
Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. 
Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- 
oder abgerundet. 

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2 
entsprechend. 

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt 

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei 
tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl  höher als die in der näheren Umgebung, 
so ist die tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen. 

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei 
Vollgeschossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder 
industriellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.  

 

 

 



 

5. Ist nach den Nummern 1 – 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsächlich 
vorhandene Traufhöhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen 
auf- und abzurunden sind. 

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder 
die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. Sport-, 
Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Bebauung die 
tatsächliche Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein 
Vollgeschoss. 

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt 
die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die 
tatsächliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein 
Vollgeschoss. 

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4  BauGB 
liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend 
angewandt, wie sie bestehen für 

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über 
das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß enthält. 

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden 
Vollgeschosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den 
vorstehenden Regelungen. 

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von 
Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse 
vorhandene Zahl.  

 
Artikel 3 

 
§ 7 Abs.4 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht für die von § 6 Abs. 4 erfassten Grundstücke. 
 

 
Artikel 4 

 
§ 8 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(1) Der Beitragsanspruch entsteht mit dem Abschluss und der Abrechenbarkeit der 
Maßnahme, in den Fällen der Erhebung eines Teilbetrages nach Abs. 2 mit dem Abschluss 
und der Abrechenbarkeit der Teilmaßnahme. Eine Maßnahme oder Teilmaßnahme ist 
abgeschlossen, wenn sie tatsächlich und rechtlich beendet und der Gesamtaufwand oder 
Teilaufwand feststellbar ist. 

 
 
 
 



 
Artikel 5 

§ 12 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
Die Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen Bescheid fest- 
gesetzt und 1 Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 
 
 

Artikel 6 
 

Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2006 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
Bad Sobernheim, 06.10.2006 
 
 
____________________________ 
Hans- Georg Janneck 
Stadtbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
Hinweis auf Rechtsfolge: 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen 
sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
oder 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 

oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Verbandsgemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 


